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ZUSAMMENFASSUNG UND AUSBLICK (Kapitel 8)

Ausgangslage und Forschungsstand

Das Untersuchungsinteresse der vorliegenden Arbeit liegt auf zeitgenössischen, erwerbs- und

marktorientierten selbstverwalteten Betriebe in der deutschsprachigen Schweiz. Die Literatur

und empirische Untersuchungen weisen darauf hin, dass eine zunehmende Diversifizierung und

Pluralisierung der Partizipationsformen in den Betrieben festzustellen ist.

Die zentrale Forschungsfrage betrifft zum einen die Erhebung von deskriptiven strukturellen

Merkmalen und Partizipationsformen in selbstverwalteten Betrieben. Die Partizipation ist unter

den Aspekten juristische Organisation, Arbeitsteilung sowohl in horizontaler auch in vertikaler

Hinsicht, Einkommen und Arbeitszeit untersucht worden. Zum andern sind Hypothesen ge-

stützte Zusammenhänge zwischen diesen Partizipationsebenen und ausgewählten formal struk-

turellen Merkmalen überprüft worden.

Wie die Literaturrecherche gezeigt hat, ist für selbstverwaltetes Arbeiten bzw. konsequent de-

mokratische Organisationsformen von Erwerbsarbeit keine einheitliche Theorie etabliert, auf die

sich die entsprechenden Betriebe beziehen lassen. Gemeinsam ist diesen Betrieben jedoch eine

grundsätzliche Kritik an den typischen Hierarchien und der Fremdbestimmung in traditionell

kapitalistischen Arbeitszusammenhängen, für die alternative, demokratische, menschen- und

umweltverträgliche Formen und Ausrichtungen der Erwerbsorganisation gesucht und unmittel-

bar realisiert wurden.

Damit befinden sich selbstverwaltete Betriebe weitgehend in der Tradition der frühsozialisti-

schen Arbeits- bzw. Lebenskonzepte aus dem 18. Jahrhundert und der Genossenschaftsbewe-

gung aus dem 19. Jahrhundert. Auf den Einfluss der Protestbewegungen der späten 60er Jahre

des 20. Jahrhunderts lassen sich zudem Elemente des Anti-Autoritarismus, der Frauenbewegung

und später der Ökologiebewegung (neue soziale Bewegungen) zurückführen, welche für die Or-

ganisation und Zielsetzungen in selbstverwalteten Betrieben prägend wurden.

Trotz dieser langen Tradition ist das wissenschaftliche Interesse an Konzepten demokratischer

Erwerbsorganisation oder Wirtschaftsführung und betrieblicher Selbstverwaltung insgesamt

klein geblieben. Oft wurden sie als aussichtslose, vorübergehende Selbsthilfeversuche benachtei-

ligter Gruppen aufgefasst (z.B. die traditionellen Produktionsgenossenschaften), als typische

Ausprägungen abzulehnender sozialistischer Modelltheorie mit utopischem Charakter (z.B. die

jugoslawische „Arbeiterselbstverwaltung“) oder es wurde ihnen die seriöse Erwerbs- bzw. Ar-

beitsplatzfunktion abgesprochen, indem sie dem Bereich von Freizeitprojekten oder der

Schwarzarbeit zugewiesen wurden (z.B. Alternativbetriebe in der BRD). Die meisten Beiträge,

die zu so negativen Bewertungen kommen, sind jedoch empirisch kaum fundiert und sehen sich

deshalb dem Vorwurf gegenüber, ihre Ergebnisse seien stark von den ideologischen Standpunk-

ten der Forschenden geprägt.

Erst seit Ende der 70er Jahre, als sich die Arbeitsplatzprobleme in den Industrieländern ver-

schärften, eine „Krise der Lohnarbeit“ und Alternativbetriebe als Arbeitsmodelle der Zukunft

thematisiert wurden, stiessen die selbstverwalteten Betriebe auf breiteres wissenschaftliches

Interesse. Es entwickelte sich besonders in Deutschland eine kontrovers geführte Debatte. Die
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Diskussion konzentrierte sich vor allem auf die Frage, ob es sich bei diesen Betrieben wieder um

wirtschaftliche Selbsthilfe und damit um eine aktuelle Formen der traditionellen Produktionsge-

nossenschaften (These der „Kinder in Not“) handelt oder um Teile der neuen sozialen Bewe-

gungen. Entsprechend wurde debattiert, ob das Oppenheimer‘sche Transformationsgesetz für

solche Betriebe Gültigkeit hat. Ausserdem wurde vertreten, selbstverwaltete Betriebe seien

durch „Selbstausbeutung“ gekennzeichnet, und ihr Überleben sei nur in Marktnischen und durch

externe finanzielle Unterstützung möglich („Armutsökonomie“).

Im der Folge wurden im Laufe der 80er Jahre selbstverwaltete Betriebe Gegenstand ausführlicher

empirischer Untersuchungen; in Deutschland sind mehrere detaillierte Regionalstudien erschie-

nen. Ziel war neben der deskriptiven Darstellung qualitativer Betriebsmerkmale v.a. ein Fest-

stellen der quantitativen Bedeutung solcher Betriebe hinsichtlich ihrer Beschäftigungs- und Ar-

beitsmarktfunktion. Die Gegenstandsabgrenzungen der einzelnen Untersuchungen unterscheiden

sich allerdings so stark, dass ihre Vergleichbarkeit sehr eingeschränkt ist. Die verschiedenen,

weit divergierenden Hochrechnungen der bundesweiten Verbreitung von Alternativbetrieben

sind demzufolge äusserst fragwürdig.

Ein Vergleich der Ergebnisse zu selbstverwalteten Betrieben in der BRD mit solchen aus der

Schweiz ist – neben den uneinheitlichen Abgrenzungen in Deutschland – auch durch die unter-

schiedlichen Rahmenbedingungen erschwert: Einerseits wurden Betriebe und Mitarbeitende dort

zeitweise durch finanzielle Fördermassnahmen der öffentlichen Hand oder von Interessenver-

bänden in grossem Ausmass unterstützt; andererseits wird bis heute das Fehlen einer geeigneten

Rechtsform beklagt, was dazu geführt hat, dass in der BRD der Bereich der Partizipation der

Belegschaft am Betriebskapital und formal daran gekoppelte Entscheidungsrechte sowohl in der

Praxis als auch in wissenschaftlichen Untersuchungen marginalisiert blieb. In der Schweiz konn-

ten selbstverwaltete Betriebe nie mit einer materiellen Förderung rechnen, wodurch Erwerbsori-

entierung und Wirtschaftlichkeitsstreben stärker akzentuiert sind. Mit der Genossenschaft steht

in der Schweiz hingegen eine günstige Rechtsform zur Verfügung, die sogar bei unterschiedlichen

Kapitalanteilen der Beteiligten durch das Pro-Kopf-Stimmrecht eine formal egalitäre Entschei-

dungsfindung ermöglicht, was dazu führt, dass dem Bereich der Kapitalpartizipation sowie

ihren Implikationen mehr Bedeutung zukommt und diese auch besser untersucht werden kön-

nen.

Die deutschen Publikationen zu alternativen oder selbstverwalteten Betriebe sind in dieser Ar-

beit dennoch ausführlich referiert, weil das Thema dort im Gegensatz zur Schweiz zeitweise

grosse Relevanz hatte und auch von wissenschaftlicher Seite aus verschiedenen Blickwinkeln

Beachtung erhielt.

Insgesamt stand in der bundesdeutschen Debatte um selbstverwaltete Betriebe die volkswirt-

schaftliche und wirtschaftspolitische Relevanz im Vordergrund. Ausgegangen wurde dabei im-

plizit oder explizit von einer absoluten Gleichstellung der Belegschaft. Zum Aspekt differenzier-

ter Partizipation in solchen Betrieben fand sich nur ein einziger theoretischer Ansatz (Hettlage

1988), der davon ausgeht, dass absolut egalitäre und umfassende Basispartizipation einen

Idealtyp darstellt und in der Realität modifizierte Formen mit abgestufter Partizipation wahr-
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scheinlich sind. Dass es auch in allen staatspolitischen demokratischen Gebilden stets Nicht-

mitglieder ohne Entscheidungspartizipation gibt, zeigt die Geschichte der Demokratie.

Die Entwicklung und die Situation in der Schweiz ist hingegen wenig erforscht und vorwiegend

durch Zeitungsartikel und eigene Gebrauchsliteratur der entsprechenden Szene dokumentiert.

Einzig zu Beginn und Ende der 80er Jahre wurden einige wissenschaftliche Untersuchungen – im

Rahmen von Diplom- oder Lizentiatsarbeiten – zu betrieblicher Selbstverwaltung verfasst.

Die Literaturrecherche hat gezeigt, dass sich mit dem zunehmenden Auftreten solcher Betriebe

im Verlauf der 70er und besonders in den 80er Jahren sowohl ihre Erscheinungsformen diversifi-

ziert als auch ihr Selbstverständnis gewandelt haben. Während die frühe Phase bis in die spä-

ten 70er Jahre von einer stark politisierten, idealistischen und absolut basisdemokratischen

Aufbruchsstimmung geprägt war, in der ein ganzheitlicher Zusammenhang von Arbeiten und

Leben gesucht wurde und professionelle bzw. erwerbsorientierte Ziele im Hintergrund standen,

wurde in den 80er Jahren die Diskrepanz zwischen Anspruch und Realität überdeutlich und

führte in selbstverwalteten Betrieben zu einer Pragmatisierung, Professionalisierung und Plurali-

sierung der Arbeitsformen, die sich in den 90er Jahren fortgesetzt hat.

Moderne selbstverwaltete Betriebe in der Schweiz weisen demnach in unterschiedlichem Mass

differenzierte formale Partizipationsstrukturen auf. In Modifizierung von idealtypisch egalitä-

ren Prinzipien der Ganzheitlichkeit und strikter Basispartizipation sind auch differenzierte ar-

beitsteilige Strukturen in horizontaler wie vertikaler Hinsicht verbreitet (Spezialisierungen Ein-

zelner, Abkehr vom universellen Konsensprinzip, Teilautonomie in bzw. Delegation von Ent-

scheidungen). Innerhalb von Betrieben bestehen gewisse Einkommensunterschiede und teilweise

gibt es Betriebsangehörige unterschiedlichen Grades oder Status, indem formal nicht alle sowohl

an Kapital, Arbeit und Entscheidungen beteiligt sind. Insgesamt lässt sich vermuten, dass das

„Identitätsprinzip“ insbesondere im engeren Kreis der Betriebsführungsgruppe seine Anwen-

dung findet und seine Gültigkeit sich nicht auf die gesamte Belegschaft erstreckt.

Untersuchungsmethode und Sample-Bildung

Wie die empirischen Untersuchungen haben auch die theoretischen Überlegungen gezeigt, dass

es sich beim Konzept der egalitären, basisdemokratischen Totalpartizipation für erwerbsorien-

tierte Betriebe – die sich zudem in einem marktwirtschaftlichen Konkurrenzumfeld befinden –

um einen theoretischen Idealtypus handelt, der kaum konsequent in die Wirklichkeit umzuset-

zen ist. Aufgrund des Forschungsstands haben sich vielmehr Hypothesen formulieren lassen,

welche Zusammenhänge zwischen den praktizierten Partizipationsregelungen und anderen for-

mal strukturellen Merkmalen selbstverwalteter Betriebe postulieren.

Mit einer standardisierten schriftlichen Befragung unter deutschschweizerischen Selbstverwal-

tungsbetrieben wurden entsprechende Daten erhoben, welche einerseits ein zeitgemässes Bild

der Organisationsstrukturen in solchen Betrieben liefern, das sich mit den Ergebnissen älterer

Untersuchungen vergleichen lässt, und andererseits eine Überprüfung der aufgestellten Hypo-

thesen erlaubt.

Die Eingrenzung des Samples und Erstellung des Adresspools stellten insofern einen beträchtli-

chen Aufwand dar, als selbstverwaltete Betriebe einerseits von keiner offiziellen Stelle als sol-
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che statistisch erfasst sind, und andererseits sich dieser Gegenstand nicht ohne Weiteres von

aussen abgrenzen lässt, sondern die eigene Selbsteinschätzung der Betriebe als „selbstverwal-

tet“ ebenfalls berücksichtigt wurde.

Der Rücklauf der durchgeführten schriftlichen Befragung in der interessierenden Population war

erfreulicherweise überdurchschnittlich hoch und spiegelt auch das eigene Interesse der Befragten

an aktuellen Erkenntnissen zum Thema Selbstverwaltung und Regelung von Partizipation. Die

Hälfte der antwortenden Betriebe gab an, nicht selbstverwaltet zu arbeiten. Die weitere Sample-

Bereinigung erfolgte nach relativ strengen Abgrenzungskriterien: Gefordert waren einerseits Er-

werbs- und Marktorientierung des Betriebs und anderseits eine Arbeits-, Kapital- und damit

verbundene grundsätzliche Entscheidungsbeteiligung von mindestens drei Personen („Identi-

täts“-, „Gruppen“- sowie „Demokratieprinzip“ bzw. Pro-Kopf-Stimmrecht durch Kapitalre-

form). Damit reduzierte sich die Zahl der interessierenden Betriebe um einen weiteren Drittel,

ein kleines Sample musste in Kauf genommen werden (N=122).

Die kodierten Daten wurden per EDV erfasst und mit der Statistiksoftware SPSS auf Vertei-

lungen und Signifikanz überprüft.

Ziel der Untersuchung war einerseits die Erhebung formal struktureller Merkmale moderner

Selbstverwaltungsbetriebe, anderseits die Überprüfung der postulierten Hypothesen. Entspre-

chend resultierten deskriptive Ergebnisse zu betrieblichen Eckdaten und Partizipationsformen

sowie Zusammenhänge zwischen Partizipationsebenen und weiteren betrieblichen Struktur-

merkmalen.

Diskussion der deskriptiven empirischen Ergebnisse

Sowohl schweizerische als auch bundesdeutsche Untersuchungen kommen – trotz unterschiedli-

cher Untersuchungsmethode und Sample-Auswahl – in Bezug auf die geografische Lage, den

Wirtschaftssektor, die Betriebsgrösse und der Hauptgründungszeit selbstverwalteter Betriebe

zum gleichen Ergebnis: Es handelt sich vorwiegend um Kleinst- und Kleinbetriebe, die ihren

Standort in städtischen Ballungsräumen haben. Die meisten Betriebe und Beschäftigten finden

sich im Dienstleistungssektor oder im verarbeitenden Gewerbe. Ein Grossteil der Betriebe ist in

Bereichen tätig, die stark mit den neuen sozialen Bewegungen verbunden sind. Viele Betriebe

wurden im Laufe der 80er Jahre gegründet. Die Mehrheit der in der vorliegenden Arbeit unter-

suchten Betriebe sind damit zum Erhebungszeitpunkt mindestens zehn Jahre alt. Damit wird

der klare Beweis erbracht, dass erwerbs- und marktorientierte selbstverwaltete Betriebe auch

längerfristig in einem marktwirtschaftlichen Umfeld überleben.

In der Bundesrepublik Deutschland wurde die Frage, ob es sich bei selbstverwalteten Betrieben

in erster Linie um „Teile der lokalen und regionalen Netzwerke neuer sozialer Bewegungen“ oder

um eine „Selbsthilfe in Notzeiten“ in wirtschaftlich angespannten Zeiten handelt, heftig disku-

tiert. Die vorliegenden Ergebnisse zur geografischen Lage, Betriebstätigkeit und zum Betriebsal-

ter können als Indizien für die These, dass selbstverwaltete Betriebe als Infrastruktur neuer so-

zialer Bewegungen entstanden sind, gewertet werden.

In der vorliegenden Erhebung sind die meisten Betriebe – ähnlich wie in allen anderen schweize-

rischen Untersuchungen – als Genossenschaft organisiert, gefolgt von der Aktiengesellschaft,
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dem Verein und der Kollektivgesellschaft. Andere Rechtsformen spielen eine untergeordnete

Rolle; für kombinierte Rechtsformen haben sich nur vereinzelte Betriebe entschieden. In

Deutschland gibt es hingegen aufgrund der rechtlichen Situation kaum genossenschaftlich orga-

nisierte selbstverwaltete Betriebe.

Beim Grossteil der Betriebe ist die Entkoppelung von Einfluss und Kapitalhöhe aufgrund der

gewählten Rechtsform gewährleistet. In den übrigen Betrieben sichern interne Regelungen das

Pro-Kopf-Stimmrecht der kapitalbeteiligten Beschäftigten, der Einfluss von allfälligem externem

Kapital ist in all diesen Betrieben von untergeordneter Bedeutung.

Die in der vorliegenden Arbeit untersuchten markt- und erwerbsorientierten Betriebe beziehen

im Gegensatz zu jenen in der Bundesrepublik zum grössten Teil weder externe finanzielle Unter-

stützung noch wird unbezahlte Arbeit erbracht. Auch bei der Entlöhnung zeigt sich, dass in den

untersuchten Betriebe mindestens ein branchenüblicher Lohn bezahlt wird. Betriebe mit Tiefst-

löhnen unter 15 Franken pro Stunde fanden sich nur in Einzelfällen. Dieser Befund deckt sich

mit demjenigen der neusten bundesdeutschen Hessenstudie (Heider et al. 1997). Die Behaup-

tung, dass es sich bei der Selbstverwaltung um eine „Armutsökonomie“ handle, die sich auf die

Selbstausbeutung der Belegschaft und auf Gelder von Dritten stütze, kann damit mindestens für

zeitgenössische Betriebe als widerlegt gelten.

Im Gegensatz zu den meisten bundesdeutschen Untersuchungen praktiziert gemäss den Ergeb-

nissen der vorliegenden Arbeit jeder zweite Betrieb ein abgestuftes Lohnsystem. Die Höhe des

Lohnes richtet sich dabei in den meisten Fällen nach der individuellen Leistung. Der Vergleich

mit andern schweizerischen Untersuchungen zeigt, dass der Anteil an Betrieben mit Leistungs-

lohn im Laufe der Zeit stetig zugenommen hat. Die Differenz zwischen dem tiefsten und dem

höchsten Lohn, der Beschäftigten im gleichen Betrieb bezahlt wird, ist dabei erstaunlich gross.

Dies weist darauf hin, dass der Gleichheitsanspruch bezüglich Lohnverteilung in den Hinter-

grund getreten ist.

In den untersuchten Betrieben arbeiten insgesamt 1312 Personen. Zwei Drittel der Beschäftigten

sind in Betrieben mit unterschiedlichen Stellungen tätig, ein Drittel in Betrieben, in denen alle

Beschäftigten gleichgestellt sind. Gut zwei Drittel der Beschäftigten sind in einer massgeblich

entscheidungsbeteiligten Position, die übrigen sind nicht oder nur wenig an betrieblichen Ent-

scheidungen beteiligt und als MitarbeiterInnen angestellt.

Ein Grossteil der Beschäftigten arbeitet Teilzeit, in jedem dritten Betrieb arbeiten alle Beleg-

schaftsangehörigen etwa gleich viel, bei der Mehrheit der Betriebe arbeiten die Beschäftigten

unterschiedlich viel. Im Unterschied zur schweizerischen Gesamtwirtschaft haben nicht nur die

meisten Frauen, sondern auch die meisten Männer kein Vollzeitpensum.

In der bundesdeutschen Debatte um selbstverwaltete Betriebe wurde die Frage aufgeworfen,

inwiefern die Anliegen der neuen Frauenbewegung umgesetzt wurden. Bundesdeutschen Studien

haben unter einem geschlechtsspezifischen Blickwinkel festgestellt, dass sich selbstverwaltete

Betriebe sowohl in Bezug auf Arbeitsplätze und Wirtschaftsbereiche als auch in Bezug auf Teil-

zeitarbeit nicht stark von konventionellen Unternehmen unterscheiden. Die vorliegende Arbeit
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kommt zu einem ähnlichen Ergebnis: Die Zahl Frauenarbeitsplätze liegt prozentual nur wenig

höher etwa diejenige der schweizerischen Gesamtwirtschaft, der Frauenanteil in den einzelnen

Branchen entspricht der herkömmlichen geschlechtstypischen Verteilung. Ähnlich wie im kon-

ventionellen Bereich haben Frauen kleinere Pensen als Männer; allerdings ist der Anteil teilzeitig

tätiger Männer in selbstverwalteten Betrieben deutlich höher. Im Gegensatz zu bundesdeutschen

Studien und zu konventionellen Betrieben, in denen eine klare Dominanz von Männern in ein-

flussreichen Positionen etabliert ist, sind in der vorliegenden Untersuchung Frauen ebenso häufig

wie Männer in betriebsführender Stellung. Dies ist umso erstaunlicher, als Frauen generell kleine-

re Pensen haben und im Gesamtsample ein klarer Zusammenhang zwischen der Höhe des Pen-

sums und dem Status festgestellt wurde. Die Gleichstellung der Geschlechter ist also in Bezug

auf die Managementfunktion verwirklicht und damit eine wichtige emanzipatorische Forderung

eingelöst worden.

Diskussion der Zusammenhänge mit Partizipation

Die Überprüfung von Zusammenhängen mit Formen der Partizipation hat gezeigt, dass selbst-

verwaltete Betriebe je nach Struktur und organisatorischen Regelungen zu einem mehr egalitären

oder eher differenzierten Modell tendieren.

Schon auf der formal juristischen Ebene der Rechtsform zeigten sich unterschiedliche Ausgestal-

tungen mit gleichmässiger oder abgestufter Partizipation der Beschäftigten und Mitglieder. Die

Grundmodelle zur Beteiligung an Kapital und Arbeit haben deutlich gemacht, dass lediglich bei

einem Fünftel aller untersuchter Betriebe ein einziger, einheitlicher Personenkreis vorkommt, weil

nur alle Beschäftigten Mitglieder der juristischen Körperschaft sind. In fast zwei Dritteln des

Samples sind zudem Passivmitglieder mit externem Kapital in der Rechtsform, die im Entschei-

dungsgremium Generalversammlung mitbestimmen können und oft auch in der Verwaltung Ein-

sitz haben. Diese aus pragmatischer Sicht sehr sinnvolle Weise, die Eigenkapitalausstattung des

Betriebs zu erhöhen, um nicht auf Kreditinstitute angewiesen zu sein, ist im Unterschied zu

Deutschland in schweizerischen selbstverwalteten Betrieben weit verbreitet. Damit wird zwar

vom idealtypischen Strukturprinzip abgewichen, nach dem nur die aktiv Mitarbeitenden in ih-

rem Betrieb entscheidungsbeteiligt sind; der Stellenwert bzw. die Einflussnahme von externen

Passivmitgliedern hat sich aber allermeistens als sehr gering erwiesen.

Eine weitere Differenzierung der Partizipation an Kapital und Arbeit besteht darin, dass Be-

triebsbelegschaften auch Mitarbeitende umfassen, die nicht Mitglied der Rechtsform sind und

damit auf formaler Ebene keine Mitbestimmungsrechte haben. Mit 40% weist ein beträchtlicher

Anteil der untersuchten Betriebe solche quasi konventionellen Angestellten auf, die dann meist

auch innerbetrieblich nur in kleinem Ausmass oder gar nicht entscheidungsbeteiligt sind. Im Ge-

gensatz zur Beteiligung externer Passivmitglieder hat die Beschäftigung von Nichtmitgliedern,

die eine fundamentale Form abgestufter Entscheidungsbeteiligung bzw. vertikaler Arbeitsteilung

im Betrieb darstellt, erheblichen Einfluss auf weitere abgestufte Partizipationsregelungen, so

z.B. auf die Lohnverteilung.

Auch auf der alltäglichen, innerbetrieblichen Ebene zeigte sich, dass die traditionell egalitäre

Organisationsform für selbstverwaltetes Arbeiten nach wie vor praktiziert wird, bei der die
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ganze Belegschaft an allen Arbeiten und Entscheidungen beteiligt ist und mit gleichem Pensum

und Lohn gleichmässig am Ertrag partizipiert. Mit einem Zehntel des gesamten Samples weist

jedoch nur eine kleine Minderheit eine so egalitäre innerbetriebliche Struktur auf.

Mehrheitlich sind in selbstverwalteten Betrieben also differenzierte Regelungen der Partizipation

etabliert. Die in der Literatur dokumentierte Entwicklung ist nach der vorliegenden Untersu-

chung weit fortgeschritten, dass der Anspruch an Bedeutung verloren hat, in umfassendem Sinn

„ganzheitlich zu arbeiten“ (Polyfunktionalität der Arbeitskräfte, keine Spezialisierung oder

Privilegierung Einzelner, ohne Trennung von Kopf- und Handarbeit oder dispositiven und aus-

führenden Tätigkeiten). In zeitgenössischen selbstverwalteten Belegschaften sind vielmehr ver-

schiedene Formen der Beteiligung an Betrieb und Aufgaben verbreitet. Differenzierte Partizipa-

tionsregelungen wurden festgestellt bei der Aufteilung der alltäglichen operativen Tätigkeiten

(horizontale Arbeitsteilung), den Entscheidungen in der juristischen Rechtsform und auf Be-

triebsebene (vertikale Arbeitsteilung), beim zeitlichen Engagement der Beschäftigten (Pensen)

und bei der Einkommensverteilung (Lohnunterschiede).

Als zentraler Faktor für die Anwendung differenzierter Partizipationsregelungen stellte sich die

Belegschaftsgrösse heraus. Dieses Ergebnis deckt sich mit den theoretischen Erkenntnissen zum

Thema (Hettlage 1988). Grössere Betriebe haben tendenziell eine ausgeprägtere arbeitsteilige

Struktur, und zwar sowohl in horizontaler wie auch in vertikaler Hinsicht. Ebenso gibt es in

grösseren Belegschaften eher Lohnunterschiede und die Beschäftigten haben auch stärker diver-

gierende Pensen. Dem entspricht, dass die wenigen absolut egalitär strukturierten Fälle alles

Kleinstbetriebe sind mit höchstens vier Beschäftigten.

Wie erwartet beeinflusst die Gruppengrösse auch die Wahl des Entscheidungsverfahrens (De-

mokratiemodus): Grössere Gremien tendieren eher zum Mehrheitsprinzip als kleinere; insgesamt

sind Konsensentscheidungen in selbstverwalteten Betrieben dennoch auch in grösseren Ent-

scheidungszirkeln das übliche Verfahren, nur auf der juristischen Ebene der Rechtsform (Gene-

ralversammlung) sind Mehrheitsbeschlüsse die Regel.

Ebenfalls begünstigend für Differenzierungen auf weiteren Ebenen ist der Grad der Aufgaben-

teilung. Bei ausgeprägter horizontaler Arbeitsteilung sind eher unterschiedlichere Pensen und

Lohndifferenzen in der Belegschaft festzustellen, wobei diese Tendenz durch eine vertikal ar-

beitsteilige Strukturierung noch zusätzlich verstärkt wird.

Horizontale Arbeitsteilung wird in fast allen Betrieben praktiziert, „alle machen alles“ ist die

Ausnahme. Mehrheitlich bestehen separate Zuständigkeits- oder Verantwortungsbereiche und

die Beschäftigten sind in verschiedenen Abteilungen oder unterschiedlichen Berufssparten tätig.

Oft gibt es spezialisiertes Personal, das nur bestimmte Arbeiten übernimmt, teilweise werden

unbeliebte Aufgaben, die wenig Qualifikation oder besonderes Fachwissen verlangen (Putzar-

beiten, Buchhaltung), betriebsextern vergeben. Eine solche Gliederung der Arbeitstätigkeiten

wird als Ausdruck einer Professionalisierung in selbstverwalteten Betrieben bewertet; mit struk-

turellen Massnahmen wurde dem lange als mangelhaft beklagten Qualitätsniveau und Effizi-

enzbewusstsein in den Belegschaften begegnet. Die Allround-Zuständigkeit aller Arbeitskräfte –
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Ende der 70er Jahre noch weit verbreitet und oft mit einem strikten Rotationsprinzip zusätzlich

abgesichert – ist heute nicht mehr die Regel sondern die Ausnahme. Dem entspricht, dass die

untersuchten Belegschaften insgesamt gut qualifiziert sind, Betriebe ohne ausgebildete oder er-

fahrene Arbeitskräfte fanden sich nur noch vereinzelt.

Vertikale Arbeitsteilung ist demgegenüber weniger verbreitet, ungleiche Entscheidungsanteile in

der Belegschaft wurden genau bei der Hälfte des Samples festgestellt. Die Mehrzahl davon hat

allerdings sehr grosse Unterschiede bei den Mitentscheidungsrechten verschiedener Personal-

stellungen und zum Teil gibt es auch Belegschaftsangehörige im konventionellen Angestelltensta-

tus ohne jegliche formale Entscheidungsbeteiligung.

Diese beiden Aspekte von Arbeitsteilung stehen in einem einseitigen Abhängigkeitsverhältnis:

Wenn die vertikale Differenzierung stark ist, ist die Arbeit überwiegend auch horizontal stark

gegliedert. Eine starke horizontale Strukturierung ist hingegen auch in Betrieben verbreitet, bei

denen die ganze Belegschaft egalitär entscheidungsbeteiligt ist.

Auch die Ausgestaltung der Beschäftigungspensen steht in klarem Zusammenhang mit dem

Grad der Arbeitsteilung: Die Pensen in der Belegschaft sind tendenziell unterschiedlicher bei

starker horizontaler Strukturierung, obwohl auch dann gleichmässige Pensenverteilung vor-

kommt. Ist die Arbeitsteilung aber auch in vertikaler Hinsicht stark, divergiert das zeitliche En-

gagement der Beschäftigten fast immer.

Noch deutlicher zeigt sich die selbe Tendenz im Zusammenhang zwischen der Partizipation am

Betriebsertrag und der Arbeitsteilung: Bei wenig differenzierter horizontaler Struktur besteht

weit überwiegend Lohngleichheit während mit starker Aufgabenteilung meistens auch Lohnun-

terschiede verbunden sind. Je stärker eine Belegschaft aber mit verschiedenen Entscheidungsan-

teilen auch vertikal arbeitsteilig ist, desto eher sind unterschiedliche Löhne die Regel.

Entgegen den Erwartungen spielt das Betriebsalter keine Rolle für die Ausgestaltung der Parti-

zipationsregelungen: Sowohl junge Betriebe weisen eine stark differenzierte Organisation auf als

auch ältere eine egalitäre. Dieses Ergebnis kann als erneute Bestätigung dafür interpretiert wer-

den, dass die so genannte „Transformations-These“ für selbstverwaltete Betriebe nicht haltbar

ist.

Funktionale Differenzierungen sind innerhalb von zeitgenössischen selbstverwalteten Beleg-

schaften demnach weit verbreitet und bilden auch die primäre Basis für unterschiedliche Parti-

zipation an Einkommen und Arbeitszeit. Damit sind jedoch nicht unbedingt auch verschiedene

Entscheidungsanteile verbunden; es gibt nach wie vor viele Kollektive, die trotz ausgeprägter

Arbeitsteilung, unterschiedlichen Pensen und Löhnen ein egalitäres Mitentscheidungsmodell

praktizieren. Bei der Hälfte aller untersuchten Betriebe ist hingegen auch die Entscheidungsbe-

teiligung abgestuft, was allgemein zu deutlich stärkeren Partizipationsdifferenzierungen führt,

insbesondere wenn es Beschäftigte ohne formale Mitentscheidung gibt. Belegschaftsstatus mit

grösserem Entscheidungsanteil als andere sind dann quasi durchwegs sowohl mit besonderen

Aufgaben, grösserem Pensum und höheren Löhnen versehen.
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Fazit und Ausblick

Die in dieser Untersuchung gewonnenen Ergebnisse zu den strukturellen Eckdaten selbstverwal-

teter Betrieben bestätigen weitgehend die bisherigen Erkenntnisse: Selbstverwaltete Betriebe

haben mehrheitlich kleine Belegschaften mit bis zu 20 Beschäftigten, sie sind meist in städti-

schen Ballungsräumen angesiedelt und zu einem grossen Teil im Dienstleistungssektor tätig. In

den untersuchten Betrieben arbeiten knapp zur Hälfte Frauen, die Mehrheit der Beschäftigten ist

in einem Teilzeitverhältnis angestellt. Auch bezüglich hauptsächliche Gründungszeit kommt die

vorliegende Arbeit zum gleichen Ergebnis wie andere Studien: Ein Grossteil der Betriebe wurde

im Laufe der 80er Jahre gegründet.

Das Motiv zur Gründung selbstverwalteter Betriebe, zentraler Diskussionsgegenstand der De-

batte in der BRD, ist in der vorliegenden Untersuchung nicht speziell untersucht worden. Gegen

die These der „Kinder in Not“ bzw. die Annahme, dass es sich bei selbstverwalteten Betrieben

um reine „Selbsthilfe in Notzeiten“ handelt, spricht aber z.B. das hohe Betriebsalter im Sample

und der wirtschaftliche Erfolg. Vielmehr ist aufgrund der vorliegenden Resultate von der Nähe

selbstverwalteter Betriebe zu den neuen sozialen Bewegungen auszugehen. Auch für die kriti-

sche Aussage, dass es sich bei der Selbstverwaltung um eine „Armutsökonomie“ handle, liessen

sich keine Indizien finden: Das Lohnniveau der untersuchten Betriebe ist durchaus mit demjeni-

gen konventioneller Kleinunternehmen zu vergleichen und die wenigsten Betriebe können Unter-

stützung von Dritten in Form von Subventionen, Zuschüssen oder unbezahlter Arbeit in An-

spruch nehmen. Die Länge der Betriebstätigkeit zeigt vielmehr, dass selbstverwaltete Unter-

nehmen auch längerfristig in einem marktwirtschaftlichen Umfeld bestehen und sich entwickeln

können.

Im Gegensatz zu bisherigen empirischen Untersuchungen wurden in der vorliegenden Arbeit

nicht nur deskriptive Merkmale selbstverwalteter Betriebe, sondern auch die Partizipation unter

verschiedenen Blickwinkeln und im Zusammenhang quantitativ erfasst. Dass Formen formal

abgestufter Partizipation innerhalb der Belegschaften vorkommen, was für die Schweiz doku-

mentiert ist, hat sich bestätigt und kann detailliert beschrieben werden.

Eine Kapitalreform ist in allen Betrieben etabliert, bei einem Grossteil besteht schon aufgrund

der Rechtsform – oft eine Genossenschaft – ein Pro-Kopf-Stimmrecht. Die absolute Gleichstel-

lung im Betrieb stellt dennoch die Ausnahme dar. Heute sind vielmehr auf verschiedenen Ebe-

nen unterschiedliche Beteiligungen üblich, die betriebsintern teilweise stark divergieren. Schon

unter eigentums- wie arbeitsrechtlichem Blickwinkel haben sich unterschiedliche Statuspositio-

nen feststellen lassen: Grossenteils sind zusätzlich zu den Beschäftigten externe Passivmitglie-

der kapitalbeteiligt und teilweise gibt es Belegschaftsangehörige, die sich in einem quasi konven-

tionellen Angestelltenverhältnis befinden und keine formalen Mitentscheidungsrechte haben.

Auch bei der Funktion der Beschäftigten am Arbeitsplatz sind unterschiedliche Beteiligungen

verbreitet. Ein gewisser Grad an horizontaler Arbeitsteilung lässt sich in fast allen Betrieben

feststellen, nach dem Grundsatz „alle machen alles“ wird nur noch vereinzelt in Kleinstbeleg-

schaften gearbeitet. Diese Ergebnis ist nicht überraschend, es ist sowohl für die Schweiz als

auch für Deutschland schon länger bekannt, dass horizontale Arbeitsteilung in selbstverwalte-

ten Betrieben üblich ist.
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Formal geregelte vertikale Arbeitsteilung hingegen ist in bundesdeutschen Studien kaum thema-

tisiert bzw. tabuisiert. In der Schweiz werden hingegen mindestens seit anfangs der 90er Jahre

abgestufte Entscheidungsbeteiligung praktiziert. Die Resultate der vorliegenden Untersuchung

zeigen, dass in der Hälfte des Samples die Betriebsführung auf einen Teil der Belegschaft kon-

zentriert ist. Die Ausgestaltung der vertikalen Arbeitsteilung ist jedoch sehr unterschiedlich:

Teilweise ist sie sehr stark ausgeprägt, teilweise bezieht sie sich nur auf die Delegation verein-

zelter, spezieller Managementfunktionen. Für das in der bundesdeutschen Literatur diskutierte

Transformationsgesetz ist dieses Ergebnis jedoch keine Bestätigung: Ältere Betriebe sind nicht

häufiger vertikal arbeitsteilig als jüngere.

Die Einkommensverteilung ist bei der Mehrheit der untersuchten Betriebe nicht egalitär. Anders

als in Deutschland sind in der Schweiz Lohndifferenzen zwar schon länger üblich, überraschend

ist jedoch ihre Verbreitung und das teilweise massive Ausmass innerbetrieblicher Unterschiede

sowie, dass sie überwiegend durch Leistungskriterien begründet werden. Während in den gleich-

gestellten Betrieben mehrheitlich zum selben Stundenansatz gearbeitet wird, sind bei unter-

schiedlichen innerbetrieblichen Status verschiedene Stundenlöhne die Regel; allerdings unter-

scheiden sich diese beiden Organisationstypen entsprechend auch hinsichtlich der Pensenver-

teilung. Dies weist darauf hin, dass in gleichgestellten wie in Belegschaften mit unterschiedlichen

Status Einkommensunterschiede letztlich doch ähnlich begründet sind: Überall sind es vorwie-

gend Leistungskriterien bezüglich übernommener Tätigkeit, zeitlichem Engagement und Verant-

wortungsübernahme in Form von Entscheidungsbeteiligung, die zu unterschiedlichen Ansätzen

führen. Weil in gleichgestellten Belegschaften keine unterschiedlichen Entscheidungsanteile vor-

kommen und eher auf gleichmässige Pensenverteilung geachtet wird, sind hier die Einkommens-

unterschiede seltener. Auch in der Grösse innerbetrieblicher Lohndifferenzen sind keine erhebli-

chen Unterscheide festzustellen: Sowohl bei nur einem als auch bei mehreren innerbetrieblichen

Status beträgt der Höchstlohn in Einzelfällen das zwei- bis dreifache des Minimalansatzes.

Teilzeitarbeit ist in selbstverwalteten Betrieben nach wie vor sehr verbreitet, zudem wird mehr-

heitlich auch betriebsintern unterschiedlich viel gearbeitet. Der ausgewiesene Zusammenhang

zwischen der Pensenverteilung und dem Grad horizontaler wie vertikaler Arbeitsteilung ist eine

Bestätigung der gut dokumentierten Tendenz, dass Beschäftigte mit kleinem Pensum auch nicht

mehr in allen Betriebsbereichen mitarbeiten und mitentscheiden.

Insgesamt weisen die Resultate der vorliegenden Studie auf einen hohen Professionalisierungs-

grad in den untersuchten Betrieben hin. In fast allen Betrieben verfügt mindestens ein Teil der

Belegschaft über eine Ausbildung oder längere Erfahrung für die Arbeit im Betrieb und das

Lohnniveau sichert die Erwerbsfunktion.

Damit ist eine grosse Distanz zum Anspruch in den 70er Jahren festgestellt, nach dem in selbst-

verwalteten Betrieben die Trennung von Kopf- und Handarbeit aufgehoben wird, alle Beschäf-

tigten gleichermassen an betrieblichen Entscheidungen beteiligt sind und die Arbeit im Betrieb

unabhängig von zeitlichem und persönlichem Engagement zu entlöhnen sei; in den Anfängen

stand für die meisten Beteiligten nicht die professionelle Betriebstätigkeit im Zentrum, sondern

vor allem das Bedürfnis „anders zu arbeiten“. Während die Schaffung gewisser arbeitsteiliger
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Strukturen auf horizontaler Ebene und die Entlöhnung nach geleisteten Stunden schon bald ein-

setzte und kaum umstritten war, blieben die Entlöhnung nach Leistungskriterien und die Eta-

blierung innerbetrieblicher Entscheidungshierarchien dagegen bis in die 80er Jahre sehr kontro-

vers diskutierte Themen.

Besonders im Hinblick auf die Entscheidungsbeteiligung ist bis in die Gegenwart die innerbe-

triebliche Gleichstellung der Beschäftigten ein zentraler Diskussionspunkt in der Selbstverwal-

tungsliteratur. Während in bundesdeutschen Studien diesbezüglich ein egalitärer Status der Be-

legschaft als grundsätzliches Merkmal selbstverwalteter Betriebe angesehen wird, zeichnet sich

in der Literatur zur schweizerischen Selbstverwaltung im Laufe der Zeit eine Entwicklung zu

differenzierter Entscheidungsbeteiligung ab. Bemängelt wurde hier vor allem, dass die Entschei-

dungsfindung in grösseren Gruppen sehr aufwendig und wenig effizient sei und unterschiedli-

ches zeitliches wie persönliches Engagement und grössere Verantwortungsübernahme einzelner

Beschäftigter zu informellen Hierarchien und innerbetrieblichen Spannungen führten. In der Folge

wurde in vielen Betrieben diesen Problemen mit einer sorgfältigeren Belegschaftszusammenset-

zung oder einer Beschränkung der Betriebsführungsgruppe und vermehrter Arbeitsteilung entge-

gengetreten.

Die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit bestätigen, dass abgestufte Entscheidungsbeteiligungen

überwiegend aufgrund der in der Literatur aufgeführten Argumente institutionalisiert wurden.

Der grösste Teil der Betriebe mit unterschiedlichen Stellungen hat mehr als fünf Beschäftigte,

stark divergierende Pensen und eine ausgeprägte horizontale Arbeitsteilung. Obwohl alle grösse-

ren Betriebe horizontal arbeitsteilig sind, führen diese beiden Merkmale dennoch nicht zwingend

zu differenzierten Entscheidungsstrukturen: Auch von den Gleichstellungsbetrieben hat knapp

die Hälfte mehr als fünf Belegschaftsangehörige und horizontale Arbeitsteilung, unterschiedliche

Pensen sind hier aber seltener. Es ist deshalb anzunehmen, dass in Betrieben mit einer grösseren

Belegschaft eine grundsätzliche Einstellung darüber entscheidet, ob entweder die Partizipation

an Entscheidungen formal abgestuft wird und sich weitgehend nach dem zeitlichen Engagement

und den übernommenen Aufgaben richtet oder ob „nur“ horizontal eine differenzierte Arbeits-

teilung eingeführt wird bei betriebsintern ähnlicheren Pensen.

Es ist anzunehmen, dass in grösseren Betrieben ohne abgestufte Entscheidungsbeteiligungen

ideologisch-egalitäre Ansprüche eine grössere Bedeutung behalten haben. In diesem Sinn kann

ebenfalls ein „ideologisches“ Motiv vermutet werden, wenn in kleinen Betrieben mit kaum hori-

zontaler Arbeitsteilung und ähnlichen Pensen verschiedene Status unterschieden werden, die

zudem noch mit Lohnunterschieden verbunden sind: In den vereinzelten entsprechenden Fällen

scheint die demokratische Grundstruktur nur noch einen formalen Stellenwert zu haben.

Der Einbezug von kapitalbeteiligten Passivmitgliedern, der prinzipiell eine Einflussnahme von

sonst nicht mitarbeitenden Personen erlaubt, führt in der Praxis insgesamt zu wenig Mitent-

scheidung von Externen und hat kaum Auswirkungen darauf, ob die innerbetriebliche Partizipa-

tion egalitärer oder differenzierter ausgestaltet ist. Die Vorteile, wenn neben der Belegschaft

auch weiteres Publikum formal am Betrieb beteiligt wird, überwiegen klar: Mit externer Kapital-

beteiligung – die üblicherweise ohne Rendite ist – wächst nicht nur die Eigenkapitalbasis des
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Betriebs, auch das unternehmerische Risiko wird breiter abgestützt und die Pflichtanteile der

Beschäftigten können kleiner gehalten werden, was Mutationen in der Belegschaft vereinfacht.

Vielmehr bieten passive Publikumsmitglieder auch immateriell im Sinn neuer sozialer Bewegun-

gen ein Potential, weil sie mit ihrer Beteiligung die Unterstützung der Ziele und Werte im Betrieb

signalisieren.

Der Einbezug von Nichtmitgliedern als Arbeitskräfte in einem faktischen Angestelltenverhältnis

ist hingegen in der Regel auf allen Partizipationsebenen mit einer stark differenzierten innerbe-

trieblichen Strukturierung verbunden, unabhängig von der Grösse des Betriebs. Wenn also nur

ein Teil der Beschäftigten mit Eigenkapital am Unternehmen beteiligt ist, sind die Partizipati-

onsmöglichkeiten der weiteren Angestellten überwiegend deutlich kleiner als wenn eine vertikale

Arbeitsteilung in einer Belegschaft etabliert ist, in der alle Arbeitskräfte Kapital eingebracht

haben.

Dem theoretisch postulierten Idealtyp, nachdem im Betrieb keinerlei horizontale Arbeitsteilung

praktiziert wird und die umfassende Gleichstellung aller Beteiligten – bis hin zur formal juristi-

schen Ebene der Rechtsform – die alleinige Selbstbestimmung der egalitären Belegschaft sichert,

entsprechen gerade noch vereinzelte Ausnahmen. Dieses Organisationskonzept muss wie er-

wartet als idealtypisch bezeichnet werden; praktisch kommt es selten in Kleinstbetrieben vor,

wenn entweder die Aufgabenkomplexität sehr gering ist oder die Beschäftigten ein sehr homo-

genes Qualifikationsniveau aufweisen. Wenn die faktische Gleichstellung der Belegschaft unter

einem praxisnahen Blickwinkel betrachtet wird – weil horizontale Arbeitsteilung und die finan-

zielle Beteiligung von Passivmitgliedern weit verbreitet sind und kaum umstritten – und die

Egalität der Beschäftigten nur bei Lohn, Entscheidungen und Rechtsformmitgliedschaft gefor-

dert ist, kann hingegen bei einem Viertel des Samples die formale Gleichberechtigung und

Selbstbestimmung der gesamten Belegschaft nachgewiesen werden. Bei den anderen Betrieben

findet sich eine Vielfalt von Formen abgestufter Beteiligung. Die Ansicht, dass die Abweichung

vom Egalitätsprinzip durch beschränkte Partizipation eines Teils der Beschäftigten in demokra-

tisch organisierten selbstverwalteten Betrieben nicht vertretbar sei, ist nicht haltbar. Die Ge-

schichte der Demokratie zeigt deutlich, dass der demokratische Anspruch und entsprechende

Rechte üblicherweise nur für Vollmitglieder gelten.

Zum oft beschriebenen Widerspruch zwischen einerseits egalitär-demokratischen Ansprüchen

und andererseits erhöhter Professionalität und individueller Arbeitszufriedenheit haben selbst-

verwaltete Betriebe also verschiedene und praktikable Lösungsmöglichkeiten entwickelt.

Mit der vorliegenden Arbeit wurden bewusst nur formale Regelungen von Partizipation unter-

sucht. Offen bleibt deshalb, ob beschränkte Partizipationsmöglichkeiten dem Bedürfnis der

davon Betroffenen entsprechen oder von der Betriebsführungsgruppe bestimmt oder „befohlen“

sind. Interessant wäre diesbezüglich auch eine Untersuchung der Motivationsstrukturen für in-

dividuelle Mitarbeit, Engagement und die praktizierte Partizipation. Vermutlich würden sich

Zusammenhänge mit der Homogenität der Belegschaft bezüglich Alter, Länge der Betriebszuge-

hörigkeit, Ausbildungsstand, Werten oder Ansprüchen etc. und egalitären Partizipationsrege-

lungen zeigen.
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